
 

 
Der Deutsche Evangelische Verband für Altenarbeit und Pflege (DEVAP) e.V. ist der größte evangelische Fachverband auf Bundes-
ebene und vertritt über 1.950 stationäre Einrichtungen der Altenhilfe, über 1.400 ambulante gesundheits- und sozialpflegerische 
Dienste, mehr als 120 Pflegeschulen mit ca. 9.600 Ausbildungsplätzen sowie zahlreiche Tagesstätten und Initiativen. 

Pressemitteilung  

DEVAP zum Pflegeneuordnungsgesetz:  

Eine Pflegereform muss die Menschen in den Blick nehmen - Versorgungssicher-

heit weiter akut gefährdet  

 

Berlin, 1. Oktober 2026 „Den am 30.09.2026 vom Kabinett beschlossenen Entwurf des Pflege-

neuordnungsgesetzes (PNOG) nehmen wir positiv zur Kenntnis, da er gegenüber dem Referen-

tenentwurf vom 04.06.2026 deutlich abgeschwächt wurde. Dennoch bleibt das PNOG ein Spar-

gesetz, das die Versorgung der Menschen nicht ausreichend in den Blick nimmt und be-

stehende ambulante Strukturen gefährdet“, so Anna Leonhardi, Mitglied des Vorstandes 

des DEVAP. 

„Die intensive Lobby- und Öffentlichkeitsarbeit auf Bundes- und Landesebene war in Teilen er-

folgreich. Der Verzicht auf einen Tarifdeckel für tarifgebundene Einrichtungen und auf die ge-

plante Streckung der Zuschlagsstufen nach § 43c SGB XI sind wichtige Verbesserungen. Sie 

sind ein positives Signal für tarifgebundene Träger und ihre Mitarbeitenden, die eine gute Ver-

sorgung erst möglich machen“, so Leonhardi. „Gleichzeitig entfällt die Dynamisierung der Pfle-

geleistungen für 2028 vollständig, die Pflegebegleitung wird auf 2029 verschoben, die angeho-

benen Schwellenwerte für die Pflegegrade 1 bis 3 bleiben bestehen und ambulante Dienste er-

halten keinen Zugang zum Sozialraumbudget. Diese Änderungen gefährden die Versorgungssi-

cherheit zusätzlich“, so Leonhardi weiter. „Unsere aktuelle Umfrage zur Versorgungssicher-

heit in der Langzeitpflege zeigt, dass die personellen und wirtschaftlichen Belastungen bereits 

heute erheblich sind.“ 

Die DEVAP-Umfrage zeigt: Mehr als die Hälfte der 244 befragten Träger musste bereits aus 

personellen Gründen Leistungen einschränken. 63 Prozent sind von Außenständen bei der 

Hilfe zur Pflege betroffen, bei 35 Prozent führt dies bereits zu einer wirtschaftlichen Schieflage. 

In der ambulanten Pflege rechnen 98 Prozent der Träger mit erheblichen Umsatzeinbußen 

durch die geplanten PNOG-Änderungen. 

„Versorgungssicherheit entscheidet darüber, ob Menschen einen Pflegeplatz erhalten, ambulant 

versorgt werden und Einrichtungen ihre Angebote aufrechterhalten können. Verlässliche Rah-

menbedingungen, die Gewinnung von Personal und die Einbindung der Zivilgesellschaft bleiben 

deshalb zentrale Herausforderungen“, so Leonhardi weiter. „Der Kabinettsentwurf kann nur ein 

erster Schritt hin zu einer umfassenden Pflegereform sein. Entscheidend ist, dass die angekün-

digte Strukturreform 2027 die Versorgungssicherheit zum Maßstab macht. Dazu gehören aus 

unserer Sicht die Begrenzung der Eigenanteile durch die Umsetzung des Sockel-Spitze-

Tauschs, ein Finanzausgleich zwischen sozialer und privater Pflegeversicherung, die Si-

cherung ambulanter Versorgungsstrukturen sowie die Rückzahlung der Corona-Hilfen“, so Le-

onhardi abschließend. „Es darf nicht passieren, dass Menschen Pflege benötigen, aber keine 

Versorgung finden, weil Trägern die personellen und wirtschaftlichen Kapazitäten fehlen. Der 

DEVAP bringt die Perspektive der Praxis gern in die Arbeit der geplanten Strukturkommission 

ein.“ 
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